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Rede des Oberbürgermeiſters Dr. v. Forckenbeck vor ſeinen Wählern. 4 


(Stenographiſcher Bericht der „Tribüne“.) 


Neuhaldensleben, 10. October. 

M. H.! Ich beginne mit dem Dank für den ſo warmen, für den 
ſo freundlichen, 5 den ſo herzlichen Empfang. Ich danke Ihnen 
aber auch namentlich dafür, daß Sie ſo zahlreich hier erſchienen ſind. 
Es ſind ja ganze drei Jahre her, daß ich zum letzten Male zu meinen 
Wählern geſprochen habe, und in den drei Jahren iſt allerdings in 
der Politik und auch perſönlich mit mir ſo viel geſchehen, daß es 
wohl einer Auseinanderſetzung, einer Erklärung, einer Unterredung 
mit den Wählern, die mir ihr Vertrauen geſchenkt haben, in dieſer 
Beziehung bedarf. Es ſind jetzt 23 Jahre, daß ich im politiſchen 
Leben thätig geweſen bin und allen preußiſchen und allen deutſchen 
Parlamenten, darunter 13 Jahre als Präſident derſelben, angehört habe. 
Während dies 8 e habe ich die öffentliche Meinung auf⸗ und abſchwanken 
ſehen, ich habe ſie ſich verändern ſehen, ich habe ſie bald den liberalen 
Anſchauungen überwiegend zuneigen ſehen, bald wieder den mehr 
conſervativen Parteien. Das iſt ja ganz natürlich, es iſt ja das 
Zeichen eines geſunden öffentlichen Geiſtes und dient zur Correctur 
Und zur Controle derjenigen Männer, welche im politiſchen Leben 
thätig ſein müſſen. Aber Zuſtände, wie ſie mir a entgegentreten, 
ſind mir bis jetzt nicht vorgekommen; eine ſolche Zerſetzung und eine 
ſolche Verwirrung der öffentlichen en. wie fie mir im Augen⸗ 
blicke in zahlreichen Kundgebungen aus dem Lande, in der Preſſe u. ſ. w. 
und in zahlreichen Erſcheinungen entgegentritt, habe ich bisher in 
unſerm öffentlichen Leben nicht wahrgenommen. Es ſcheint mir, als 
wenn alle Sonderintereſſen aufgeregt und angeregt ſind, als wenn 


alle Sonderintereſſen, alle einzelnen Berufszweige ihr Wohl 
und ihre Hülfe nur von dem Staat und durch den Staat 
erwarten, und als ob ſie in den Forderungen, welche 


fie an den Staat ſtellen, nur die eigenen egoiſtiſchen 
Intereſſen berückſichtigen und nicht ſo ſehr ſich fragen, wie ſich denn 
ihre Intereſſen mit dem Gemeinwohle vertragen. M. H., wir ſehen, 
daß Einrichtungen, Inſtitutionen, die langſam errungen worden, die 
endlich errichtet ſind, wieder angefochten werden. Wir ſehen auch 
einmal Meinungen und Anſchauungen wieder auftreten, die wir längſt 
überwunden glaubten, und die an das Mittelalter erinnern. Dem 
Kaiſer und dem Reich treu und innigſt ergeben, und die unter des 
Kaiſers weiſer und energiſcher Führung erworbene nationale Einheit 
Deutſchlands als erſtes, höchſtes Gut betrachtend, entſchloſſen, nach 
wie vor, ſoweit es in meinen ſchwachen Kräften liegt, dieſe, ich möchte 
agen zuerſt zu wahren, ſehe ich doch in dieſen jetzt überall auftreten⸗ 
en Sonderbeſtrebungen, in dieſen egoiſtiſchen Beſtrebungen, in dieſem 
urücktreten des Idealismus und der idealen Gedanken eine große 
efahr für die Zukunft unſerer errungenen nationalen Einheit, und 
ich glaube, Jedermann, der im öffentlichen Leben thätig geweſen 
iſt, der als ib dc fragen durch das Vertrauen ſeiner Wähler 
fungirt hat, muß ſich fragen und ſich ſelbſt Rechenſchaft darüber ab⸗ 
geben, ob er denn vielleicht durch ſeine Thätigkeit, durch ſeine Anregung 
u. dgl. zu dieſer Verwirrung der öffentlichen Meinung irgendwie An⸗ 
laß gegeben hat. M. H., ich nehme dieſe Selbſtprüfung um ſo lieber 
vor, als mir dieſelbe dadurch möglich geworden iſt, daß die letzte Rede, 
die ich zu Ihnen hielt, damals durch die Güte der „Magdeburger 
Zeitung“ ſtenographirt worden iſt und mir noch in einem Druck⸗ 
exemplar vorliegt. Ich habe ſie mir geſtern aus vergilbten Papieren 
herausgeſucht, ich habe dieſe Rede aufmerkſam durchgeleſen — ſie iſt 
am 13. Juli 1878 gehalten — und nachdem ich ſie durchgeleſen habe, 
glaube ich ausſprechen zu können: ich bin den Meinungen, die ich da⸗ 
mals vor Ihnen ausgeſprochen habe und auf Grund deren Sie mich 
gewählt haben, unerſchütterlich treu geblieben. Alles, was von mir 
innerhalb der drei Jahre geſchehen iſt, iſt die natürliche Conſequenz 
dieſer Meinungen ee Die Tendenzen — leider Gottes — der 
Reichsregierung, die Tendenzen der Parteien außerhalb der liberalen Partei 
haben ſich geändert, und natürlich iſt dieſen Tendenzen gegenüber 
meine Stellung in derſelben Ueberzeugung jetzt eine andere geworden. 
„ H.! Ich muß, um das nachzuweiſen, auf einzelne Punkte 

dieſer Rede eingehen und ſie Ihnen ins Gedächtniß zurückrufen. Ich 
habe geſagt, daß ich ein Mann entſchieden liberaler Anſchauungen ſei 
und dieſe entſchieden liberalen Anſchauungen immer vertreten würde. 
Ich habe es als etwas hauptſächlich zu Erſtrebendes bezeichnet, daß 
— damals ſtanden wir gleichfalls vor den Wahlen, — in dem zukünf⸗ 
tigen Reichstag das liberale Bür gerthum in Stadt und Land, 
dieſe überwiegende Kraft des deutſchen Volkes und darunter die 
eſteſten Stützen des nationalen Gedankens, wie bisher eine entſchei⸗ 
ende Stellung einnehmen, einen entſcheidenden Einfluß ausüben 
müſſen. M. H., ich habe damals ferner meine Mitwirkung dazu ver⸗ 
ſprochen, daß den Ausſchreitungen der 5 chen Partei 
ein wirkſamer Damm entgegengeſetzt werde. Ich habe ferner drittens weit⸗ 
läufig ausgeführt, und das nimmt einen großen Theil der Rede ein, 
daß die dringen dſte Veranlaſſung dafür da ſei, dahin zu wirken, daß 
ein ruhigerer Gang der Geſetzgebung eingehalten werde, daß nicht 
5 und fort und ohne ſtrenge Prüfung des Bedürfniſſes neue Ge⸗ 
etze gemacht würden. Ich habe dieſes im Intereſſe des Landes, ſeiner 
ruhigen Entwicklung und ſeiner ruhigen Arbeit als nothwendig be⸗ 
zeichnet, auch im Intereſſe des Parlaments ſelbſt. M. H., ich bin 
dann übergegangen auf die damals geplante Steuerreform, ich 


habe mich bei dieſer Gelegenheit ſchon damals entſchteden gegen das 
Tabaksmonopol ausgeſprochen, eine Anſicht der ich auch Veit noch 
unbedingt anhänge. (Bravo!) Ich habe ferner damals gejagt, m. 
H.: die eigenen Einnahmen des Reiches wünſche ich vermehrt zu ſehen, 
die Matricularbeiträge drücken die verſchiedenen Staaten, welche ſie 
zahlen müſſen, nicht nach dem richtigen Maßſtabe, und ich ſei 
bereit, indirecte Steuern als eigene Einnahmen des Reichs bis zu 
dem ungefähren Betrage der damaligen Matrlcularbeiträge — und 
das waren damals 88 Millionen Mark — vielleicht auch durch Er⸗ 
höhung der Tabaksſteuer zu bewilligen unter der Bedingung, daß das 
unbedingt nöthige Einnahmebewilligungsrecht des Reichstages bei 
dieſer Gelegenheit gewahrt werde. Ich habe aber gleichzeitig ausge⸗ 
ſprochen, daß ich einer Steuerreform, die über dieſes Maß und über 
dieſe Bedingungen hinausgehe, die an Zöllen und indirecten Steuern 
einen Betrag bon 200-250 Millionen Mark in 1 nehme, 
außerordentlich ſkeptiſch gegenüberſtehe und mir in dieſer Beziehun 

die freie Entſcheidung nach Prüfung der Verhältniſſe vorbehalte. J 

habe damals namentlich arch 

„Ein alter und wahrer Grundſatz iſt es, daß die alten Steuern 
am allerleichtſten getragen werden, weil einmal die liebe 
Gewohnheit für die Zahlung dieſer Steuer ſpricht, und ein alter be⸗ 
währter conſervativer Grundſatz 5 daß man in der Aenderung der 
Steuerverfaſſung nicht weiter gehe, als wie es das Bedürfniß der 
Nation erfordert. enn man indirecte Steuern auch weniger fühlt 
als directe, ſo wird man ſie doch fühlen, wenn viele einzelne Gegen⸗ 
ſtäude des täglichen Gebrauchs plötzlich theurer werden. Wenn wirk⸗ 
lich eine Steuerreform durchgeht, welche die indirecten Steuern um 
200 Millionen M. erhöht, dann wird nach 4 Jahren keine Zu⸗ 
friedenheit, ſondern allgemeine 5 die Folge ſein, mögen 
auch alle indirecten Steuern theilweiſe erlaſſen oder vielmehr, wie 
beabſichtigt wird, Provinzen, Kreiſen, Gemeinden überwieſen werden.“ 

Ich ſagte ferner noch: 

„Ich wiederhole alſo, einer Steuerreform — fo ſchwer wie ſte in 
der gegenwärtigen, bereits mit neuen Einrichtungen überlaſteten Zeit 
hervortritt, ſo tief ſie wiederum in die Gewohnheiten des Volkes ein⸗ 

reifen wird, einer Steuerreform, welche die vorhandenen Rechte des 
Reichstags achtet und nicht aufhebt und die ſich auf einen mäßigen 
Satz zur Erſetzung der Matricularbeiträge beſchränkt, der werde ich 
gern zuſtimmen, vorausgeſetzt, daß ſie durch die Vermehrung der in⸗ 
directen Steuern gewonnen war. Zu einer Steuerreform, welche 
weiter geht, welche 200 —250 Mill. neue Steuern ſchaffen will, ſtehe 
ich ſkeptiſch und will den Fragen gegenüber, die in dieſer Beziehung 
an mich herantreten werden, meine freie und wohlerwogene 
Ueberzeugung wahren. Ferner habe ich mich über die Frage der 
Militärperfaſſung en. ch habe ausgeſprochen, daß ich für 
eine alljährliche Bewilligung der Präſenzziffer nicht eintrete und Zus 
geſetzt. „Ich bin der Ueberzeugung, daß in gewiſſen abgemeſſenen 
Perioden, nach 3, 5, 7 Jahren, und nicht alljährlich, in freier Ver⸗ 
einbarung vom Bundesrath und Reichstag der Präſenzſtand des 
Heeres feſtzuſtellen ſei.“ Endlich habe ich mir der Regierung und 
dem Herrn Reichskanzler gegenüber die Freiheit meiner 
meiner Entſcheidung vorbehalten auf Grund meiner liberalen An⸗ 
ſchauung. Ich habe geſagt: „Grade weil ich Reſpect vor der Größe 
des Mannes habe, weil ich ihm daukbar bin für das, was er nach 
innen und außen unſerm Vaterlande geleiſtet hat, darum will 
ich ihm mit Wahrheit, ehrlich, ſelbſtſtändig und offen 
gegenübertreten, wo es ſein muß, und ich glaube, 1 dadurch diene 
ich meinem Vaterlande und der wahren Größe deſſelben mehr, als 
wenn ich ein unbedingter Kopfnicker wäre. (Bravo!) Meine Herren! 
daß glaube, den Nachweis führen zu können, den ich angekündigt habe, 
daß ich dieſen Grundſätzen, die ich damals ansgeſprochen, in jeder Q 
ziehung treu geblieben bin. Ich habe Ihnen geſagt, daß meine 
Stellung nur verändert iſt dadurch, daß ſich Andere verändert haben. 
Jetzt will ich den ſpeciellen Nachweis liefern. Fe 

Was das Socialiſtengeſetz anlangt, jo habe ich ſowohl dem 
erſten Geſetze als auch der neuerdings vorgelegenen Verlängerun 
deſſelben nach genaueſter Prüfung der Verhältniſſe zugeſtimmt und dadur 
das gehalten, was ich am 13. Jult 1878 perſprochen und ausgeführt habe. 

Was die Steuer⸗ und Zollpolitik anlangt, ſo ſtellen ſich die 
Verhältniſſe wie folgt: Als ich am 13. Juli ſprach, war der Brief 
des Reichskanzlers vom 15. December 1878, der den bisherigen 
Plänen eine neue Richtung gab, . nicht geſchrieben worden. 
Dieſer Brief iſt dann die Grundlage der Verhandlungen mit dem 
Bundesrathe geweſen und hat zu den Verhandlungen im Reichstage 
geführt. Ich kaun nicht alle Phaſen dieſer Verhandlung durchgehen 
und kann nur das ſchließliche Reſultat charakteriſtren, und mein 
Votum, was ich gegen den Zolltarif abgegeben habe, aus dieſer 
ſchließlichen Geſtaltung der Dinge rechtfertigen. Ich ſagte, m. H., wir 
wären bereit, und es waren das die in den Parteien verbreiteten An⸗ 
ſchauungen, die eigenen Einnahmen des Reichs zu erhöhen unter Fortfall 
der Matricularbeſträge. Schließlich lag die Sache aber ſo: die In⸗ 
ſtitution der N tr cularbeiträge war durch die Annahme des Francken⸗ 
ſtein'ſchen Antrags geblieben. Es war nämlich beſtimmt worden, daß, 
wenn die neuen Steuern die Summe von 130 Millionen überſteigen 
würden, der Ueberſchuß an die Einzelſtaaten herauszugeben ſei. Die 
eigenen Einnahmen des Reiches unter Fortfall der Matricularbeiträge 


einung und 


waren nicht durch das Geſetz erreicht worden. Das Reich blieb durch 
die Fortdauer der Inſtitution der Matricularbeiträge abhängig von 
den Einzelſtaaten. un einmal die —.— en Mächte, welche 
jetzt walten, nicht teich ſorgen, daun kaun allerdings durch dieſe 
Inſtitution dem Reiche von dem wieder auflodernden Particu⸗ 
larismus Gefahr und eine ſchwere Verlegenheit bereitet 
werden. M. H.! Schon dieſer Grund, das Verfehlen des ur⸗ 
ſprünglichen Zweckes, mußte uns dahin führen, gegen dieſe Zollgeſetz⸗ 
ebung und den Zolltarif zu ſtimmen. Aber noch mehr! Nicht blos 
bie Bewilligung von 88 Millionen (es war die hoͤchſte Grenze, die 
ich bezeichne) lag in dem neuen Zolltarif, ſondern nach der zuver⸗ 
läſſigſten Berechnung eine Bewilligung, die . erſt nach Ver⸗ 
lauf einzelner Jahre heraustreten wird; eine Bew Higung von 130 
Millionen Mark, denen fetzt durch das neue Stempe ades noch 
circa 15 Millionen Mark 1 ſind, alſo 145 Millionen 
Mark. Das überſtieg bei Weitem die Grenze, die ich als el 
bezeichnet habe. Aber der neue Zolltarif enthielt etwas für ei 
noch viel Wichtigeres und Entjhledeneres! Er führte in einem Maße, 
wie ich es früher nicht für möglich gehalten hatte, eine Erhöhung 
der Schutzzölle ein. Er beſteuert außerdem alle nothwendigen 
Lebensbedürfniſſe, nicht blos das Korn, ſondern ſämmtliche noth⸗ 
wendigen Lebensbedürfniſſe: Holz, Schmalz, Speck, Petroleum. 
Er warf daher, meiner Anſicht nach, die Steuerlaſt zum größten 
Theil auf die Maſſe des Volkes und mußte bewirken, daß der Lebens⸗ 
unterhalt in der Maſſe des Volkes theurer wurde. Dadurch, daß er 
neue, hohe Schutzzolle einführte, brachte er die größten Gefahren für 
unſere Exportinduſtrie hervor, die, um im Auslande concurriren zu 
können, billigerer Rohmaterialien bedarf. Es waren allerdings im 
Nate die Getreidezölle enthalten, ſie waren den Landwirthen zur 
usgleichung bewilligt worden, aber ich habe die poſttive Ueberzeugung, 
und nicht allein aus den Büchern, ſondern auch aus eingehenden 
Unterredungen mit den liberalen Großgrundbeſitzern, z. B. dem leider, 
weil er erkrankt iſt, heute nicht anweſenden Oberamtmann Struve, 
gewonnen, daß der Getreidezoll in Verbindung mit der Beſteue⸗ 
rung aller übrigen Bedürfniſſe vielleicht einigen Großgrund⸗ 
beſitzern Vortheil gewähren kann, daß er dem kleineren 
Landwirthe aber, der wenig oder gar kein Getreide verkauft, 
durch die Laſten, welche ihm in jeder anderen Beziehung auferlegt 
werden, durch die Zölle auf Eiſen, Leder, Holz, Colonialwaaren viel 
mehr ſchadet, mehr entzieht, als er ihm durch die Getreidezölle = 
gewendet hat. Wenn ich alſo der Ueberzeugung war, sr. der größe⸗ 
ren Maſſe der Landwirthe der Getreidezoll nichts nütze, daß er Den⸗ 
jenigen, welche nicht Landwirthe, nicht Grundeigenthümer ſind, den 
Lebensunterhalt theurer machte, ſo mußte ich mit der ganzen Partei 
egen den Zolltarif ſtimmen. Das war aber nicht allein der ent⸗ 
ſcheidende rund, es traten in dieſer Beziehung andere Betrachtungen 
hervor. Man mußte dieſe Zölle und das Tarifgeſetz betrachten in 
Zuſammenhang mit dem bereits damals auf der Bildfläche bes 
ndlihen Tabaksmonopol, mit der bereits damals geplan⸗ 
en, jetzt theilweiſe ausgeführten und in Vollendung be⸗ 
begriffenen Verſtaatlichung der Eiſenbahnen. Man mußte in 
Betracht ziehen die Richtung hinſichtlich der Aufgaben des Staates, 
welche ſich jest bereits in dem urfe des Unfallverſicherungs⸗ 
eſetzes, in dem Profecte der Altersverſorgung, in den An⸗ 
eutungen über Verſtaatlichung des ganzen Verſicherungs⸗ 
weſens deutlich ausgeſprochen hat, und mußte dann in der ſcharfen 
Verſtärkung des Schutzzollſyſtems das Verlaſſen einer Richtung er⸗ 
kennen, die meiner Anſicht nach das Fundament der ſtaatlichen 
Entwicklung in Preußen geweſen 8 die meiner Anſicht nach auch 
hauptſächlich die Entwicklung der individuellen Freiheit in 
eg und Deutſchland gegründet hat. Das Syſtem, dem 
taate große Einnahmen zuzuwenden, dafür dem Staate auch Auf- 
aben, die viel beſſer der Einzelne oder deſſen Aſſociationen und 
orporationen löſen können, ohne Noth zu überweiſen und dem Ein⸗ 
zelnen dadurch die Selbſtverantwortlichkeit für fein eigenes een 
um Theil abzunehmen, Gewerbe zu übernehmen, die der Einzelne 
beſſer betreibt, als wie fie vom Staat betrieben werden können, nimmt 
auch ein Stück individueller Freiheit und verläßt diejenige Entwicke⸗ 
lung, die Preußen meiner Ueberzeugung nach groß gerad at. Soll 
ich Ihnen das beweiſen, meine Herren Die Documente in dieſer Be⸗ 
ziehung liegen ſo unendlich zahlreich vor; ich will nur einzelne heraus⸗ 
reifen. Die Entwicklung in dieſer Beziehung hat begonnen in der 
chwerſten Zeit des preußiſchen Staates. In der Circularverfügung 
Stein 's vom 24. November 1808 heißt es: „Mit Ihrem Beiltande, 
m. H., iſt bereits viel geſchehen, der letzte Reſt der Sclaverei, die Erb⸗ 
unterthänigkeit, iſt vernichtet und der unerſchütterliche Pfeiler jedes 
Thrones, der Wille freier Menſchen, iſt gegründet, das unbeſchränkte 
Recht zum Erwerb des Grundeigenthums iſt proclamirt. Dem Volke 
iſt die Befugniß, feine erſten Zebensberürfnifie ſich ſelbſt zu bereiten, 
wiedergegeben. Die Städte ſind mündig erklärt und andere, minder 
wichtige Bande, die nur Einzelnen nützen und dadurch die Vaterlands⸗ 
liebe lähmten, ſind gelöſt. Wird das, was bis jetzt geicnh, mit Feſtigkeit 
aufrecht erhalten, jo 5 nur wenige Hauptſchritte übrig. Ich nehme 
mir die Freiheit, fie Ihnen einzeln aufzuzählen, nicht um Ihre Hand» 
lungen dadurch zu leiten, ſondern um Ihnen zur Beurtheilung meiner 
Handlungen und Abſichten einen Maßſtab zu geben.“ — Was Stein 


ihnen ſagte, das iſt noch deutlicher ausgeſprochen in bey zwei Tage 

fiter ertheilten und all 5 bekannten erftei gad ältesten 
tegierungsinſtruction. Dort heißt es: „Es iſt dem Staate und feinen 
einzelnen Gliedern immer am zuträglichſten, die Gewerbe jedesmal 
ihrem natürlichen Gange zu überlaffen, d. h. keinen derſelben vorzugs⸗ 
auch keine in ihrem Entſtehen, ihrem Betriebe und ihrer Ausbreitung 
7 eichränfen. Neben dieſer Unbeſchränktheit iſt Leichtigkeit des Ver⸗ 
elne und Freiheit des Handels ſowohl im Innern als mit dem Aus⸗ 
lande, ein nothwendiges Erforderniß, wenn Induſtrie, Gewerbefleiß 
und Wohlſtaud gedeihen ſollen, zugleich aber auch das natürlichſte, 
wirkſamſte und bleibendſte Mittel, ſie zu befördern. Es werden ſich 
alsdann diejenigen Gewerbe von ſelbſt erzeugen, die mit Vortheil be⸗ 
trieben werden können, und dies ſind wieder diejenigen, welche dem 
jebeömaligen Productionszuſtande des Landes und dem Cultur⸗ 
zuſtande der Nation am angemeſſenſten ſind. Es iſt unrichtig, wenn 
man glaubt, es ſei dem Staate vortheilhaft, Sachen dann noch ſelbſt 
u verfertigen, wenn man ſie im Auslande wohlfeiler kaufen kann. 
die Mehrkoſten, welche die eigene Verferkigung verurſacht, 
ſind rein verloren und hätten, wären ſie auf ein anderes Gewerbe 
angelegt worden, reichhaltigen Gewinn bringen können. Es iſt eine 
ſchiefe Anſicht, man mi in einem ſolchen Falle das Geld im Lande 
zu behalten ſuchen und lieber er kaufen. Hat der Staat Producte, 
die er blassen. kann, ſo kann er ſich Gold und Silber kaufen und es 
münzen laſſen. Es iſt nicht nothwendig, den Handel zu begünſtigen 
er muß nur nicht erſchwert werden. Freiheit in Gewerbe und Handel 
ſchafft zugleich die möglichſte Concurrenz in Hinſicht des producirenden 
und feilbietenden Publikums und ſchützt daher das conſumirende am 
ſicherſten gegen Theuerung, Betrug und übermäßige Preisſteigerung.“ 
le Grundſätze ſind mit Schwankungen in unſerer ganzen wirkh⸗ 
ſchaftlichen Politik bis 1878 die maßgebenden ehe Soll ich 
Ihnen noch weftere Beweiſe anführen, 10 könnte ich auf 
die Vorlage der Staatsregierung zurückgehen in Betreff des 
engliſch⸗ franzöſiſchen Handelsvertrages von 1862. Es wird 
in den Motiven ausgeführt, daß Frankreich durch den Ab⸗ 
ſchluß des Handelsvertrages mit England feine Stellung der Des 
ſchränkung und Behinderung des freien Verkehrs aufgegeben habe 
und daß daher Gelegenheit gegeben ſei, die Freiheit des Verkehrs 
durch Handelsverträge zu ſichern. 

Aber, m. H., noch ein anderes Moment, was in jetziger Zeit 
ſtärker hervortritt, das iſt Folgendes: Es iſt eine meiner freundlichſten 
Erinnerungen, daß unmittelbar nach der Uebernahme des Präſidiums 
im Abgeordnetenhauſe am 13. December 1866, unmittelbar nach dem 
glorreichen Kriege gegen Oeſterreich und noch bevor die nord⸗ 
deutſche Bundesverfaſſung Den war, das Miniſterium mit 
dem Antrag kam, das letzte Handelsmonopol, das Salz⸗ 
mouopol, aufzuheben. Es iſt gewiß r die Gründe 
für die Aufhebung des Salzmonopols, die damals die 
Staatsregierung aufgeführt hat, in dem Augenblick zu vergleichen, 
wo die Einführung des Tabaksmonopols wieder geplant wird. Der 

reußiſche Handelsminiſter von der Heydt ſagte bei Vorlegung des 

utrages auf Aufhebung des Salzmonopols: „Er hoffe damit einem 

weit verbreiteten Bedürfniſſe entgegen zu kommen. Er lege dieſes 

Zollbere Geſetz vor im Jutereſſe der De des Verkehrs im 
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ollverein.“ Die Commiſſtion, welche ie Aufhebung des Salz⸗ 
monopols an das Abgeordnetenhaus berichtet u jagt in ihrem 
Bericht: „Ungetheilt war man der Meinung, daß ber ausſchließliche 
Salzhandelbetrieb durch den Staat große wirthſchaftliche und 
moraliſche Unzuträglichkeiten für die Staatsverwaltung wie für die 
Staatsangehörigen zur nothwendigen age habe, ſo daß, ſelbſt wenn die 
Beſeitigung des Monopols nicht zu billigeren Salzpreiſen führt, dieſelbe 
dennoch im Intereſſe des Staates dringend gewünſcht werden müſſe. 
Richtige Grundſätze über die Grenzen der Staatsverwaltung und 
über die ie ee führen überhaupt dahin, die Staats⸗ 
regierung nicht ohne Noth mit ſolchen Geſchäften zu belaſten, die der 
Privatmann betreiben kann und in der Regel beſſer betreibt, die 
Einnahmen zur Deckung der Staatsbedürfniſſe jedenfalls principiell durch 
die Steuern und nicht im ſpontanen Geſchäfts betriebe zu ſuchen. (Bravo!) 
M. H.! Soll ich Ihnen 1 daß in jenen Jahren mit Zu⸗ 
ſtimmung der Staatsregierung ferner die Seehaudlung in ihrem 
Betriebe von verſchiedenen Fabrikgeſchäften eingeſchränkt worden iſt? 
M. H.! Das wirthſchaftliche Syſtem, durch das Preußen gro 
geworden iſt, das Syſtem, durch welches wir unſere Kriege von 186 
und 1870—71 mit einer ee Kraft des Staates geführt haben 
dieſes Syſtem iſt nicht ein 1 8 welches den Staat hülflos läßt 
egenüber großen wirthſchaftlichen und ſocialen Mißſtänden; dieſe In⸗ 
en habe ich immer 5 eine Fälſchung der Geſchichte erachtet. 
Hat dieſes Syſtem nicht die Erbunterthänigkeit aufgehoben? Hat 
es nichtsdie bäuerlichen Laſten regulirt? Hat es dem Bauer 
nicht ſein Grundeigenthum gegeben? Hat es nicht die Land⸗ 
wirthſchaft in ganz Preußen auf den Boden des freien Eigenthums 
geſtellt? Hat es dieſe Aufgabe gelöſt, ſo wird es auch den Schäden 
der Gegenwart entgegentreten können. Nicht durch centraliſtiſchen 
Betrieb der Staatsbahnen, Staatsbetrieb einer Unfallverſicherung, 
einer Altersverſorgung — dieſe Aufgaben müſſen mit demſelben Syſtem 
gelöſt werden, welches ſich nach innen und außen bewährt hat! Sie 
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trole der Gemeinden und des Staates müſſen Re gelöſt werden au dazu nicht verpflich abe ich bezüglich der Milttärfrage geſagt, daß ich die jährliche Bewilligun | zum erſten Grundſatz machen, nicht ohne Noth, nicht ohne die 4 
demſelben Wege, den wir mit dem Geſetze vom 7. und 8. April 1876 | empfangen durch die Wahl der Reichs er, und ich der Pre 5 f Det j 25 i trengſte Prüfung des Schlien neue Geſetze a macher, neue 
über die Hülfskaſſen betreten haben. Dieſes Syſtem iſt alſo auch glaube — daß 1 dieſe Frage nur meinen dagegen für eine Bewilligung auf Zeit — und ich habe ausdrücklich] Zuſtände zu ſchaffen, ſie wird das Errungene feſthalten, und, wo Bes N 
mächtig, ſociale und wirthſchaftliche Mißſtände zu heben, und die eigenen Gewif Aber ich nehme gar keinen die Ziſſern 3, 4, 5, höchſtens 7 Jahre genaunt — ſei. Als ich ſchwerden hervorgetreten find, wirs fie ſich bemühen, durch Special⸗ ; 
liberale Partei und auch ich werden zur Löfung auf dieſem Wege gern die Auſtand, Jette nachdem ich zwe Be die | dies ausſprach, ich noch nicht — und auch Sie haben es nicht 19 5 den einzelnen Beſchwerden abzuhelfen. Es wird alſo das ein⸗ 5 
Hand bieten, das centraliſtiſche Staatsſyſtem aber abweiſen. (Bravo!) | Motive, welche mich der Ni balt Ve teten, was wir wünſchen: ruhige und ſtetige Entwickelung in der | 
Aber, m. H., wenn man damals ſchon ſolche Projecte ahnte, tärkung der militäriſchen Kräfte . werden würde, Seſetzgebung. Und wenn die liberale Partei wieder ihren gewichtigen 
wenn das Schutzollſoſtem in ungeahntem Grade verſtärkt wurde, s egt wurde, enthielt] Einfluß hat, wenn damit wieder der Grundſatz zu Ehren kommt, daß 
nfache Verlängerung des Septennats; die hatte vielleicht man dem Staate gegenüber ſchwere Pflichten hat, daß aber der Staat 
ei mir kein Bedenken — fonben fie enthielt eine bedeutende auch die Menſchen auf ihre eigene Verantwortung und Selbſthülfe ver⸗ 
Vermehrung unſerer militäriſchen Kräfte, der ” an und für ſich nach] weiſen muß und nur durch die Geſetzgebung Nothſtände überwinden kann, 
meiner ee zugeſtimmt habe. in der Ueberzeugung, dann wird dieſes Vordrängen von Sonderintereſſen zurücktreten und man 
a5 wir unſere militäriſchen Kräfte nicht N wächen dürfen, ſondern wird ſich gewöhnen, nicht mehr die Hülfe des Staates anzurufen, ſondern 

a ı müſſen, was eine Regierung, ſich wieder auf die eigene Kraft und Verantwortlichkeit zu ſtützen. 
e ſich in dieſer Hinſicht das W Vertrauen wie noch Alles das erreichen Sie, wenn Sie das liberale Bürgerthum 
feine erworben hat, verlangt, ſofern dieſes nur möglich iſt. Ich glaube, durch ihre Wahl zum künftigen Reichstage ſtärken, und wenn ſolche 
eiſe die neu errungene Einheit Deutſchlands geſchützt Wahlen in größerem Umfange erfolgen, ſo bin ich auch der Ueber⸗ 
worden ſind, nach. habe hier eine Sammlung dieſer Berichte werden muß, — aber, m. H., mit Wahrung der conſtitutio⸗ zeugung, daß der Kanzler ſich dieſer wichtigen und entſcheidenden 
über Deutſchlands del und Induſtrie vor mir liegen. Die nellen Rechte. In dem vorgelegten Geſetze war alſo erſtens e⸗ hatſache in ſeinen Erwägungen nicht entziehen und vielleicht Pläne 
Handelskammern köunen am beiten über die Reſultate urtheilen und Eröffnungen mir gegenüber feinen eigenen Wunſch und den der fordert die Vermehrung der Regimenter, die Vermehrung der Batterien aufgeben werde, die er jetzt weiter verfolgt. Darum ſage ich Ihnen 
wenn auch einzelne günſtige Urtheile vorkommen, fo ergiebt fig doch, verbündeten Regierungen auszuſprechen, daß, wenn ich | ber Artillerie — ich kann die er nicht mehr ganz genau angeben, | — von meiner Perſon ſehe ich ganz ah — wählen Sie auch zu⸗ 
daß faſt alle klagen, daß alle erklären, die gewünſchten Folgen der Zoll⸗ wieder zum Präſtdenten 2 werden ſollte, ich das ich glaube, es waren ungefähr 13 Regimenter und außerdem die künftig wieder unbejorgt liberal, Sie dienen damit nicht blos 
reform jeien nicht eingetreten, daß alle über das Darniederliegen des Ge⸗ Amt auch annehmen möge. Mlle d Bakterien Es war ferner garen die Vermehrung des Präſenz⸗ der Partei, ſondern Sie dienen auch den Zuſtänden im Vaterlande. 
ſchäftes Klage führen, wenn es auch in einzelnen Branchen beſſer geworden fei. nicht beſtimmen, mich der Wahl a — — zu entziehen; es — — von 401,000 auf 426,000 Mann. Es war endlich darin ent⸗ Ich habe geſagt: wählen Sie liberal! Ich komme damit auf den 
H., ich komme noch auf einen früher ſchon berührten Punkt —— das geheißen, das Recht des Reichstags auf die ſelbſtſtändige halten die neue Forderung, daß die Erſatzreſerve 1. Klaſſe zu letzten Punkt meiner Rede, nämlich auf die Gründe, warum ich 
zurück. Ich habe geſagt: ue ura dene pute Unfallberficperung zahl ſeines Bräfidenten beeinfluſſen zu laſſen. mußte mich mit Uebungen einberufen werden könne. I habe bewilligt die aus der nationalliberalen Partei ausgetreten bes 
u. ſ. w. nicht mit Staatshülfe, nicht durch bureaukratiſche Beamte von meinem Freund Stauffenberg der Wahl 4 fe erfolgte] Vermehrung der Cadres, ich habe bewilligt die Einberufung M. H., bie nationalliberale Partei wurde geftiftet im Jahre 1866; ich 
Staatswegen ausgeführt, ſondern womöglich unter Mithülfe der Ein⸗ mit großer Majorität und wir nahmen Damals, als die der Erſatzreſerve, ich habe auch bewilligt die Vermehrung aner mit zu ihren Begründern. Sie hakte die Aufgabe, mit der 
einen, ihrer Aſſociationen, ihrer Corporationen ohne Staatshülfe. Wahl annahmen, überſah ich noch nicht, daß die Maforität des Reichs⸗ der Präſenz. Aber, m. H., ich ſagte mir, die Laſten, die übers | Regierung zuſammen die nenen Zuſtände, jo weit wie möge 
s iſt mir wunderbar geweſen, daß ich in dieſer Beziehung ſelbſt mit | tages ſich zur Annahme des neuen — ſtems hinneigen nommen werden, find ſehr groß; ob fie getragen werden können lich liberal zu conſtruiren, und der eigentliche Zweck der 
conſervativen Anſchauungen mich berühre. Es hat neulich auf dem würde fi 0 eſe wirthſchaftlichen Ver⸗ ohne Schaden des Allgemeinen, das muß doch geprüft werden. Der liberalen Partei war meiner Anſicht nach damit erreicht. Bei der 
Parteitag der conſervativen Partei in Sachſen Herr v. Rauchhaupt handlungen waren der ganze Inhalt der damaligen Reichstagsſitzungen | einzige nn den ber der A auf bie Berhältniffe at, iſt gerade | Gründung neuer Verhältniſſe haben wir uns ſehr oft von der Fort⸗ 


wenn die Befteuerung der nothwendigen Lebensmittel in dem Tarife 
auf eine Art hervortrat, wie ich das nicht für möglich hielt, wenn ich 
aus dieſen Gründen gegen das Tarifgeſetz mit allen meinen Freun⸗ 
ben, ſowohl Nationalltberalen als auch Seceſſioniſten und Fort⸗ 
ſchrittlern, ſtimmte, ſo glaube ich, m. 97 nur Das wahr gemacht 
zu haben, was ich Ihnen am 13. Juli 1878 geſagt habe. 

M. H.! Daß die Befürchtungen von damals nicht unbegründet 
geweſen find, weiſen, nachdem der neue Tarif 5 hre gilt, die Be⸗ 
richte faſt aller Handelskammern, die in der Zahl von 88 erſtattet 


auch dieſen Punkt erwähnt. Er hat gemeint, Staatshülfe wäre nicht und ich mußte mir bald fa en, daß meine eigenen eruſt und wieder⸗ | bie zeitweiſe Feſtſetzung der Präſenzziffer. Auch dies Recht iſt gar ſchrittspartei getrennt, haben gegen fie geſtimmt, find von ihr auch 
zuläſſig; auch eine centraliſtiſche Staatsanſtalt hatte er wenigſtens 5 holt ran Anſchaunn = in dieser wich gen ge mit der Majorität nicht fo ſchwerwi a 55 em das Geſes von 1874 bie Zahl ſehr heftig angegriffen worden. Anders werden die Verhältniſſe, 
mancher Beziehung bezweifelt und hat dann geſagt: um dieſe Anſtal⸗ des Keichslages nicht mehr übereinſtimmten. M. H., ſobald mir dies der Cadres, die Zahl der Regimenter, der Bataillone, der Escadrons wenn die liberale Partei nicht mehr Neues ſchaffen kann, ſondern 
ten auf Corporationen und Aſſociationen zu gründen, ſchiene ihm das feſtſtand, mußte ich allmälig die Ueberzeugung gewinnen, daß die be eſtellt hat, verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Reichstag immer wenn fie fi blos im Zuſtande der Abwehr befindet. Da müſſen 
Material zu fehlen. So ganz Recht hat er in dieſer Beziehung nicht, Fortführun i asjenige an Geld bewilligt und auch an der Präſenzziffer, was zu | meiner Anſicht nach alle liheralen Männer zuſammentreten in dieſer 
denn es ſind weitverbreitete Hülfskaſſen und Gewerkvereine ſchon vor⸗ age ferner: wenn man mit ſein innerſten Herzen einer einer ſolchen Ausbildung der Cadres nöthig iſt, damit fie ein Bild | Abwehr. In der nationalliberalen Partei waren ja verſchiedene Ele⸗ 
handen. Aber er ift dann ferner zu dem Gedanken gekommen: ja die Richtung, die ne vorher bezeichnet habe, entgegenſteht, fo iſt es une desjenigen, was ſie im Kriege leiſten ſollen, auch im Frieden her⸗ | mente vorhanden; die ſchieden zum Theil durch den Austritt des 
Altersverſorgung müßte im Wege der Armenpflege durch die Gemeinden ſäglich ſchwer und faſt eine unmenſchliche e, mit aller Kraft — | ftellen können. Die Frage kann nur ſchwanken, ob ein Bataillon aus Herrn v. Freitſchke aus, zum Theil dadurch, daß Herr Völk mit 
K werden, und hat dann in Bezug auf die Armenpflege das und die Kraft war damals durch das langjährige Präſidium ſehr an⸗ 539 oder 610 Mann ober wie ſonſt befteht. Ich ſagte mir nun: wenn man | feinen Anhängern von der nationalliberalen Partei ausgeſchieden iſt. 
Elberfelder Syſtem als beſonders wo 3 hervorgehoben. Die | geftrengt und die Herren waren fehr angegriffen — dahin zu wirken, bereitwillig die neuen Regimenter, die Batterien, die Einberufung der Blieb der Zustand fo, wie er war, fo war zu fürchten, das Frackions⸗ 
Gemeinde ſoll 51 Diſem Zweck Staatszuſchüſſe haben. Ich muß daß formal das geſtaltet werde, was mit eigenſten Meberzeugungen | Erfagreferve zugeſteht, wenn man auch die Präſenzſtärke auf längere ſtreitigkeiten das einheitliche Zuſammengehen der liberalen Partei 
etzt jagen, daß die Staatszuſchüſſe mit dem Syſtem unſerer Selbſt⸗ ſo in vollſtändigem Widerſpruch ſtand. Es liegt ja auch immer ſo, Zeit bewilligt — ich griff die Zahl von drei Jahren mit Rückſicht auf erſchweren würden. Wir, die wir ausgetreten find, bilden jetzt 
erwaltung, das von Stein begründet iſt und wie wir es jetzt haben, dag, was mal in den Serben ſchief geht, nicht auf die zufälligen die vermehrte Laſt heraus — wenn man das Alles bewilligt, jo er⸗ ein Mittelglied der großen liberalen Partei. Ich werde weder 
in keiner Art verträglich find. Aber wenn die Armenpflege wirklich Umſtände, ſondern irgendwie auf die politiſche Meinung des Präſt⸗ reicht man mit dem Beſchluß der drei Jahre, daß der nächſte Reichs⸗ der nationalliberalen Partei wieder beitreten, noch auch der Fort⸗ 4 
Sache der Gemeinden ft, wenn Herr v. Rauchhaupt die SH ung durch denten eſchoben wird. Mir wurde es immer klarer, daß ich unter tag noch einmal in die Lage kommt zu prüfen, ob denn nicht die ſchrittspartei, und wenn ich mitwirken muß, jo würde es in der Zu. 
die Gemeinden und durch die Armenpflege will, fo möchte ich ihn | biefen : Ahalkniſſen das Amt nicht fortführen könnte. Jetzt kam in Laſten, die auferlegt find, zu ſtark find, und ich hielt mich unter kunft ſehr häufig vorkommen, daß ich bald mit dieſer, bald mit jener 
doch fragen: Haben wir denn jetzt ſchon eine Landgemeide⸗Ord⸗ einer Sitzung, zufällig an demſelben Tage, an welchem das Städte⸗ ſolchen Umſtänden nicht für berechtigt, den nächſten Reichstag für Partei, bald auch ganz uach meinem freien Willen und meiner, 18 
nung für die Landgemeinden? Iſt die ländliche Gemeinde ſchon fo | tag⸗Diner ſtattfand, eine Scene vor, die mich überzeugte, daß auch zur | weniger patriotiſch zu halten als den gegenwärtigen, welcher die Ber⸗ Ueberzeugung ſtimmen würde. Aber wenn ich die große liberale 
organiſirt, daß fie für ſolche Zwecke lebensfähig it? IR daher nicht Aufrechterhaltung der Ordnung nach meinen Be 1 die Majorität — bewilligt, und ich hielt mich nicht für berechtigt, ſchon jetzt] Partei, dieſes einige Zuſammenwirken aller Liberalen in den Haupt⸗ 
das dringendſte Bedürfniß, auch um dieſe in der Gegenwart jo | im Reichstage erſchüttert ſei. Einer der Herren alem em nächſten N ein ſolches Mißtrauensvotum auszusprechen. ſachen für eine Nothwendigkeit erachte, weil ich 1 ſehr die Eiuflüſſe 
lebendigen Fragen zu lien, die Hoffnung einer tüchtigen Landge⸗ wich von der Sache ab, ich rief ihn nach meiner Ueberzeugung zur Dieſer conſtitutionelle Grund allein war es, welcher mich gegen die kennen gelernt habe, welche auch neben der Macht des liberalen 
meinde Ordnung mit, Einfügung der Rittergutsbezirke in die Land⸗ Sache, er ſuchte das zu umgehen, — iſt das zweimal geſchehen, 12 Bewilligung auf fieben Jahre und ſchließlich zur Ablehnung des Ge⸗ Bürgerthums thätig find, wenn ich glaube, daß die große liberale 
gemeinden? (Bravo!) Wird es nicht le aft beg ſein, ehe man ſolche kann man den Antrag auf bin ; ille at. Ich er Beziehung vollſtändig das Partei deshalb nothwendig iſt, weil nur durch das vertrauensvolle 
große neue . löſt, erſt eine alte faſt a Aufgabe endlich kürlichen Aeußerungen des Reichstags, die ſich auch darin zeigten, llt, was ich Ihnen verſprochen habe. Ich war bereit, auf 3 Jahre [Zuſammenwirken aller Mitglieder der liberalen Partei der Einfluß 
mal wirkſam in die Hand zu nehmen? Ich würde Herrn v. Rauchhaubt daß man den Präſidenten nicht — Zurufe unterſtützte, wie er zur | auch bei erhöhter Zaft die rasende fe und habe nicht erlangt werden kann auf die Geſtaltung der Dinge, die nothwendig 
ehr dankbar ſein, wenn er ſich mit der liberalen Partei zur Löſung Sache rief, ſondern durch die Geſichter mehr dem Socialdemokraten, auf die jährliche Bewilligung beſtanden. (Bravo!) a it, um das Gewicht des liberalen Bürgerthums und feiner Intereſſen 
ieſes von der liberalen Partei ſo lange verfolgten Problems ernſt⸗ welcher remonſtrirte, als mir, Recht zu geben ſchien, überzeugten M. H., das wäre es, was ich über die abgelaufene Legislatur⸗ 1 behaupten, ſolange das nicht erreicht iſt, iſt der Zuſtand, daß 
lich verbände. Ja, m. H., wir haben dieſe Aufgabe nicht aus den mich, daß ich auch die nöthige Macht nicht mehr im Reichstage habe, periode Ihnen zu berichten habe. Ich habe damals auch im Eingange Männer, die weder der nationalliberalen Partei, noch der Fort⸗ 
Augen verloren. Als die Kreisordnung geſchaffen werden ſollte, um die Ordnung aufrecht zu halten, und daraus folgte daun der meiner Rede, weil fie zufällig auf den 18. Juli, auf den Tag des ſchrittspartei angehören, da find, die unbefangen im ee 
wurden ein Jahr zuvor von der Regierung Vertrauensmänner über feſte Entſchluß, ber ſchon lange in mir lebte, das Reichstagspräſidium Abſchluſſes des Berliner Friedens fiel, hervorgehoben, der äußere Moment zur Abwehr mithelfen können, ein höchſt günftiger für die 
die Frage der Kreis⸗ und Gemeinde⸗Ordnung berufen aus allen niederzulegen. Zufällig war an dem Tage das Feſteſſen des Frieden ſei uns durch dieſen Berliner Vertrag geſichert. Ich habe geſammte liberale Partei, und deren Intereſſe liegt mir dringend am 
Parteien; zu den Vertrauens männern der nationalliberalen Partei Städtetags. Ueber dieſen Städtetag iſt ja viel geſprochen worden, gefragt, wird uns denn auch der innere Frieden wieder⸗ Herzen. Ich will kaum erwähnen, daß ich das ganze Fractionsweſen, 
gehörten damals, wenn ich nicht ſehr irre, die Herren v. Bennigſen, über die Rede, welche ich bei dieſem Diner gehalten habe, noch viel geg er werden? M. H., der äußere Frieden ift uns geſichert, jo wie es jetzt exiſtirt, eigentlich für überlebt halte. Ich glaube, daß 
d. Unruh, Lasker, meine Wenigkeit und der verſtörbene Hr. v. Hennig. mehr. Es iſt behauptet worden, daß mit dem Städtetage eine Tren⸗ und wenn etwas noch die Liebe zu unſerem tief und allgeliebten | diefes Fractionsweſen, welches dazu dient, jedem Abgeordneten für 
Als die vertraulichen Berathungen über die streisordnung zu Ende nung zwiſchen Stadt und Land beabſichtigt ſel. M. H., das ift | Kafſer und Könige vermehren könnte, fo iſt es der jede ſpecielle Frage ich möchte ſagen, ein Mehrheitsvotum der 
waren, auf Grund deren die Kreisordnung ſpäter dem Abgeordneten⸗ pofitin un wahr: die Reſolutionen des Sladlelages beweiſen, daß Umſtand, daß wir ſehen, wie er noch im hohen Alter 3 zu geben, die Reibungspunkte nur vermehrt. Der 
haus vorgelegt und nach langen Kämpfen beſchloſſen wurde, fanden er egen dieſe rennung in jeder proteſtirt hat, daß er De die Sicherung dieſes Friedens durch die Zuſammenkünfte Liberalismus erfordert, daß in Nebendingen jedem Abgeordneten 
wir Veranlaſſung, unſere Auſichten nochmals in einem beſonderen biete ef n Alexandrowo und neuerdings in Danzig khätig geweſen iſt. | feine freie Ueberzeugung gelaſſen werde. Er erfordert aber für ſeine 
Promemoria der damaligen Staatsregierung zu überreichen. Ich habe ſich gegen das neue Zollſyſtem eten, find zum Theil motivirt auch Ob aber der innere Frieden uns geſichert iſt, ja, m. H., da möchte Einheit und Exiſtenz, daß in den Hauptfragen immer zuſammen⸗ 
mir eine Abſchrift dieſes Promemorigs zu dieſer Reife herausgeſucht durch das Bedürfniß des flachen Landes. Und maß meine Rede im | ih Sie bitten, dle Antwort zu entnehmen aus de Mittheilungen der geſtimmt werde, und wer hierin nicht mitſtimmen will, darf ſich nicht 
und die beweiſt, daß wir ſchon damals einen Abſchluß der Reform der en Garten anlangt, ſo weiß ich ganz beſtimmt, daß ich | Megierungsblätter ſelbſt, die ja überall Unzufriedenheit conſtatiren. mehr als Glied der liberalen Partei betrachten. — Alſo ausgetreten 
Rreißorduung, überhaupt der Selbstverwaltung, nur fanden in amals von der großen liberalen Partei in Stadt und Land ges Ich möchte Sie bitten, auch zu entnehmen, wie ich darüber denke, aus | find wir, weil unferer 1 1 nach die nationalliberale Partei 
der endlichen Herſtellung einer Landgemeinde⸗Ordnung für die Ge⸗ ſprochen habe, daß ich aufgefordert habe zur Einigung der dem Vortrage, den ich Ihnen gehalten habe. Wollen Sie aber ihren Zweck erreicht hatte und in ihrer gegenwärtigen Geſtaltung nicht 
meinden der acht alten Provinzen mit e der Rittergutsbezirke | breiten Mittelſtände in Stadt und Land. Und wie ſollte das auch den inneren Frieden befestigen, wollen Sie, daß er, wenn mehr zur Einigung und Herſtellung der geſammten liberalen Partet 
in dieſe Gemeinden. Will Herr v. Rauchhaupt unſere Bestrebungen, anders möglich ſein bei mir, da ich zuerſt in die politiſche Laufbahn er nicht da iſt, uns wiedergegeben und erhalten werde, ſo dienen und nützen konnte. Wir erſtreben mit unſerem Austritt a 
die wir, fo lange eine liberale Partei exiſtirt, verfolgt haben und D bin durch die wiederholte eines ländlichen Wahlkreiſes, bitte ich Sie, bei Ihrer zukünftigen Wahl dafür zu ſorgen, lediglich die Einheit der liberalen Partei und die Bildung der 
welche leider ſeil 1871 im Sande berlaufen ſind, wieder mit uns aufs des Mohrunger Kreiſes? Wie ſollte es anders möglich fein bei mir, daß das liberale Bürger thun in Stadt und Land im Reichs⸗ großen liberalen Partei, die allerdings nicht von den Abgeordneten 
nehmen und ſie unterstützen, jo würde ich ihm außerordentlich dankbar der ich jahrelang auf Grund der Wahl des ſtrats einer kleinen tage wiederum feinen gebührenden Einfluß erlange. (Leb⸗ kommen wird, ſondern durch das Bedürfniß des Volkes und von unten 
fein. glaube, dieſe Aufgabe ift dringender, als die Aufgabe, auf ganz Stadt eistagsdeputirter in einem rein ländlichen Kreiſe geweſen haftes Bravo!) Die Folgen davon werden ja ganz einfach ſein. herauf durch dasjenige, was die Abgeordneten von ihren Wählern 
neuen Grundlagen Altersverſorgungsanſtalten, Unfallverſicherungsan⸗ bin und mich immer bemüht habe, die Erinnerungen, welche ich aus Neues wird nicht viel geſchaffen werden, die Gegenſätze in dieſer Bes | empfangen und durch die Eindrücke, die fie von ihnen erhalten“ 
falten u. f. w. lediglich durch Hülfe des Staates zu ſchaffen. (Bravol) dieſen Verhältuiſſen habe, mit ben großen Erfahrungen, welche ich ziehung zwiſchen der conſervativen Partei und der Regierung und auch Ich ſage Ihnen alſo, m. H, und wiederhole meinen Rath, 
5 . H., ich habe alfo gegen den Tari geſtimmt, aber die Ver⸗ als Oberbürgermeiſter der tſtadt Berlin geſammelt habe, der liberalen Partei find zu groß. An den Zöllen wird, trotz une | wählen Sie im Intereſſe des Vaterlandes auch zukünftig liberale rs 
handlungen über den Tarif haben doch noch andere Folgen für mich 5 verbinden und zu ergründen, wie Stadt und Land einig im ſerer Abneigung gegen dieſelben, ſchon deshalb nicht gerüttelt Abgeordnete! (Anhaltender, lebhafter Beifall.) EB 
item Ich habe, ehe die Tariſverhandlungen zu Ende waren, noch liberalen Streben erhalten werden können ! (Bravo) Ich wieder⸗ werden, weil das vielleicht erfolglos 01 — es ſei denn, daß ꝰ́?;ͥ᷑̈ͥĩ ß 
ährend des Verlaufes derſelben mein Amt als Reichstagspräſi⸗ hole alſo, ich bezeichne es direct als eine Unwahrheit, daß ich bei jenem] der höchſte Nothfall eintrete, und der könnte allerdings eintreten,] Berlin. Verlag der Tribüne⸗Actien⸗Geſ. Druck von W. Büxen ſtein. # 
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